
 

Deutsche Glasfaser Holding GmbH 

Kontakt: Am Kuhm 31, 46325 Borken  ·  www.deutsche-glasfaser.de  ·  info@deutsche-glasfaser.de  ·  Service-Nr. 02861 890 600 

Geschäftsführer: Andreas Pfisterer, Pascal Koster, Jens Müller, Ruben Queimano, Roman Schachtsiek 

Sitz der Gesellschaft: Gronau   Amtsgericht: Coesfeld HRB 14044 USt-IdNr. DE283703813 

Bankverbindung: Hamburg Commercial Bank AG  ·  IBAN: DE75 2105 0000 1001 3815 96  ·  BIC: HSHNDEHH 

Deutsche Glasfaser Holding GmbH · Am Kuhm 31 · 46325 Borken 

 

 

 

Per E-Mail: BK3-Konsultation@bnetza.de 

Bundesnetzagentur 

Beschlusskammer 3 

Postfach 8001 

53105 Bonn 

Stellungnahme zum Konsultationsentwurf auf Genehmigung von Entgelten 

für den Zugang zu baulichen Anlagen (BK3-23-079) 

10.05.2024 

 

Sehr geehrte Frau Dreger, 

 

wir bedanken uns für die Möglichkeit einer Stellungnahme bezüglich des Konsultationsentwurfs zum 

Entgeltgenehmigungsverfahren für den Zugang zu baulichen Anlagen der Telekom Deutschland GmbH. 

 

Vorweg wollen wir unsere Kritik erneuern, dass es richtiger gewesen wäre, erst eine 1. Teilentscheidung bezüglich 

des Standardangebots zu treffen, statt einen Konsultationsentwurf für Entgelte voranzustellen. An dieser Stelle ist 

zu betonen, dass eine derartige Nutzung von Leerrohrinfrastrukturen der Telekom Deutschland GmbH kaum 

möglich ist, sollten die Regelungen zum Eigenbedarf im Standardangebot Bestand haben.  

Deutsche Glasfaser sieht 3 Hauptkritikpunkte im Konsultationsentwurf, auf welche im Folgenden eingegangen 

werden soll. 

 

 

1. Betrachtungsweise HK- und VzK-Trasse 

 

Wir möchten voranstellen, dass wir die Unterteilung der Leerrohrinfrastrukturen der Telekom Deutschland GmbH 

in diese beiden Kategorien aufgrund einfacher Praktikabilität zwar nachvollziehen können, diese pauschale 

Trennung sowie die Mischbetrachtung innerhalb der Trassenklassen jedoch nicht teilen.  

 

Grundlegend führt die Beschlusskammer aus, dass die Trennung sachgerecht sei, da HK-Trassen im Zuge früherer 

Ausbaumaßnahmen gebaut wurden und dadurch entweder weitgehend oder vollkommen abgeschrieben sind. Da 

diese Ausbauvorhaben zeitlich weiter zurück liegen als (etwaige) Ausbauten im Verzweigernetz, nimmt die 

Beschlusskammer an, dass die Verlegungen nicht für Glasfaserausbauvorhaben getätigt wurden. Demgegenüber 

meint die Beschlusskammer, dass in der Trassenklasse VzK-Trasse vorrangig Leerrohrinfrastrukturen für den 

Glasfaserausbau liegen und gelegt werden, da diese die Erweiterung vom vorher bestehenden FTTC- zum jetzigen 

FTTH-Ausbau implizieren.  Aufgrund dessen soll es den VHCN-Zuschlag für den WACC auch nur für den VzK-

Trassenbereich geben.  
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Wir halten diese Sichtweise und Aufteilung für zu grob und dadurch für fehlerbehaftet. Zum einen beschreibt die 

Beschlusskammer selbst, dass die Telekom Deutschland GmbH auch Neuinvestitionen im HK-Bereich tätigt. Die 

Argumentation, dass im HK-Bereich lediglich Altinfrastrukturen zu finden sind, ist damit nicht schlüssig und aus 

unserer Sicht falsch.   

 

Zum anderen legt die Beschlusskammer dar, dass sie die Daten vorliegen hat, inwieweit buchhalterisch die 

Leerrohrinfrastrukturen abgeschrieben sind. Anderenfalls wäre eine Aufteilung in Infrastrukturen, welche 

abgeschrieben und nicht abgeschrieben sind, nicht möglich. Aufgrund dieser Angaben lässt sich zumindest ein 

kalkulatorisches Alter der Leerrohrinfrastrukturen ermitteln. Die Leerrohrinfrastrukturen könnten demnach sehr 

wohl anhand eines Stichtags in alte und neue Leerrohrinfrastrukturen eingeteilt werden, um entsprechende 

Abschreibungskosten bei Neuinfrastrukturen mit zu quantifizieren, welche bei Altinfrastrukturen nicht mehr zum 

Tragen kommen.  Hinsichtlich der Argumentation eines Aufwands einer jährlichen Berechnung der 

Abschreibungen und Anpassung von Entgelten gibt es die Möglichkeit, mittels statistischer Reihen annualisierte 

Werte zu ermitteln und mittels eines dynamischen Faktors eine jährliche Anpassung vorzunehmen.  

 

Ein weiterer Kritikpunkt in der Betrachtungsweise und Festsetzung der Entgelte liegt in der Quantifizierung der 

Tiefbaupreise. Es ist zu begrüßen, dass die Beschlusskammer regionale Unterschiede in den Tiefbaukosten 

abbilden möchte und daher fünf unterschiedliche Regionen in der Berechnungslogik gebildet hat. In der 

Erläuterung der herangezogenen Merkmale fällt  aber auf, dass sich die Beschlusskammer vorrangig von den 

Oberflächenstrukturen bei dieser Unterscheidung leiten lassen hat. Es ist zutreffend, dass die 

Oberflächenbeschaffenheit einen wichtigen Faktor für Tiefbaukosten darstellt. Im selben Maße ist es aber auch 

wichtig, die Bodenklasse und Bodenbeschaffenheit bei der regionalen Unterteilung heranzuziehen. Die 

Bodenklasse haben entscheidenden Einfluss auf Dauer von Tiefbauarbeiten und entsprechend aufzuwendende 

Kosten. Um genauere Tiefbaukosten zu bestimmen, halten wir die Beschlusskammer an, Bodenklassen in der 

regionalen Unterteilung mit zu betrachten.  

 

Aufgrund der Bedeutung dieses Verfahrens hinsichtlich der Preisfestsetzung und Abstrahlwirkung auf geförderte 

Leerrohrinfrastrukturen (wird detailliert in Punkt 2 erläutert) sind Unklarheiten und Fehlbetrachtungen in der 

Berechnungslogik für die HK-Trasse und VzK-Trasse zu beseitigen. 

 

a. HK-Trasse 

 

Auf Basis der Tatsache, dass Neuinvestitionen in der HK-Trasse ebenfalls vorkommen, ist die verwendete 

Berechnungslogik nicht ansetzbar und es bedarf einer Aufteilung von abgeschriebenen Altinfrastrukturen und 

neuen Glasfaserleerrohrinfrastrukturen. Die Ausführung, dass diese Anteile der Neuverlegung lediglich gering 

wären, verfängt nicht. Da noch über die Hälfte des Glasfaserausbaus in Deutschland zu unternehmen ist, wird die 

Telekom Deutschland GmbH auch in diesem Bereich weiter investieren. Neu verlegte 

Glasfaserleerrohrinfrastrukturen müssen bei der Berechnung der Kosten sowie in der Entgeltfestsetzung Widerhall 

finden und entsprechend ausgewiesen werden. Eine einfache Durchschnittsbildung führt dazu, dass weit 

zurückliegende Investitionen aufgrund ihrer geringen Restkapitalbindung die Kostenbetrachtung und 

Entgeltfestsetzung der HK-Trasse für alle anderen Zwecke als die Entgeltberechnung AUSSCHLIEßLICH des 

historischen Leerrohrnetzes der Telekom Deutschland geeignet. Für andere Zwecke (s. Streitbeilegungsverfahren 

oder Vorabentgeltfestsetzung für geförderte Infrastrukturen) sind die so ermittelten Entgelte nicht verwendbar. 

 

 

b. VzK-Trasse 

 

Bezüglich der VzK-Trasse wirkt es nicht nachvollziehbar, warum die Logik einer Meterpreisberechnung auf 

Wohneinheiten geändert wurde. Liegt hier die Vermutung nahe, dass aufgrund einer größeren Anzahl von 

Wohneinheiten mehr Fasern und somit größere Leerrohre notwendig sind, so wäre dies auch in einer 

Meterpreisberechnung (siehe HK-Trasse) abbildbar. Hierfür bedarf es lediglich einer guten Dokumentation und 
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Transparenz, welche Leerrohrgrößen wo in der Erde liegen. Zudem ist nicht nachvollziehbar, warum die VzK-Trasse 

mit pauschalen Längen angenommen werden (S mit bis zu 200m, M mit bis zu 300m, und L mit bis zu 400m). Es 

erfolgt keine Darlegung, warum dünnere Leerrohre nicht für größere Strecken herangezogen werden können. Des 

Weiteren wirken diese Festsetzungen von pauschalen Längen eher kurz für Leerrohrinfrastrukturen und grenzen 

diese unnötig ein. Aus diesem Grund vermuten wir, dass die Betrachtung und somit die Entgeltfestsetzung 

fehlerbehaftet ist und eine Meterpreisberechnung akkurater wäre.    

 
 

2. Abstrahlwirkung der Entgeltentscheidung 

 

In der ömV hat die Beschlusskammer betont, dass im Hinblick auf von der Bundesnetzagentur zu treffende 

Entgeltentscheidungen das verwaltungsrechtliche Konsistenzgebot berücksichtigt werden muss. Alle Entgelte 

müssen im Hinblick auf die Regulierungsziele ein ausgewogenes, in sich abgestimmtes Gesamtsystem bilden, d.h. 

Entgeltentscheidungen dürfen untereinander – auch beschlusskammerübergreifend – nicht willkürlich variieren.  

 

Vor diesem Hintergrund möchte wir darauf hinweisen, dass die hiesige Entgeltgenehmigung der Beschlusskammer 

3 sich auch auf zukünftige Entscheidungen der Beschlusskammer 11 auswirken kann. Insbesondere besteht die 

begründete Gefahr, dass genehmigte (regulierte) Entgelte auf Entgeltfestlegungen im Förderkontext vor der 

Beschlusskammer 11 ausstrahlen können. 

 

Die Beschlusskammer 11 hat in der ömV am 23.04.2024 (BK11-24-004 Gnauck ./. Vodafone) deutlich gemacht, dass 

sie die nach Schritt 1 zu wählende Berechnungsmethode „Vergleichsbetrachtung zu wettbewerbsintensiveren 

Gebieten“ aufgrund der Entscheidung des VG Köln vom 15.3.2023 (M-net GmbH ./. Vodafone GmbH) nicht bzw. 

zurzeit nicht anwenden werde. Nach Rangfolge im Schritt 2 würde nach den verfahrenden Grundsätzen der 

Bundesnetzagentur folgen, dass die Beschlusskammer 11 Entgelte auf Basis „von der nationalen 

Regulierungsbehörde für die betreffenden Märkte und Dienstleistungen bereits festgelegten oder genehmigten 

Preise“ heranziehen würde. Für das Verfahren BK11-24-004 ist dies ohne Belang, da die diskutierten 

Vorleistungsprodukte Glasfaser-TAL oder Dark Fiber keine Entgeltregulierung vorweisen (aufgrund dessen eine 

kostenorientierte Betrachtungsweise gewählt wird, was Schritt 3 in der Rangfolge entspräche).  

 

Somit besteht die Gefahr, dass – sollte von zukünftigen Antragstellern im Rahmen des § 155 Abs. 1 TKG ein Zugang 

zu Leerrohren begehrt werden – regulierte Preise aus dem hiesigen Verfahren in den Förderkontext übertragen 

werden, da hiesige Entgelte von der Bundesnetzagentur geprüft und somit genehmigt sind/werden.  

 

Folglich würden diese Entgelte nicht nur für das marktbeherrschende Unternehmen gelten, sondern ebenfalls 

symmetrisch in Fördergebieten auf alle Wettbewerber durchgreifen. Es gäbe dann „einen Preis“ für Leerrohre im 

Bereich Regulierung und Förderung. Aufgrund dessen, dass alle Vorleistungsprodukte in einer Beziehung stehen 

und die Beschlusskammer im Entwurf auch eine Kosten-Kosten-Schere-Prüfung in Bezug zu Bitstrom durchgeführt 

hat, hat diese Entgeltentscheidung auch einen Einfluss auf mögliche Entscheidungen zu Entgelten für Bitstrom 

oder TAL im Rahmen eines BK11-Verfahrens.  

 

Diese mögliche Abstrahlwirkung sollte die Beschlusskammer sich vergegenwärtigen, wenn sie entsprechende 

Entgelte festsetzt. Wir sind der Meinung, dass das skizzierte Konsistenzgebot nicht mehr erfüllt ist, wenn Entgelte 

gegenüber dem marktbeherrschenden Unternehmen auf die im Förderverfahren tätigen Wettbewerber 

übertragen werden.  

 

Hierbei ist hervorzuheben, dass Wettbewerber keine abgeschriebene Kupferbestandsinfrastruktur wie die Telekom 

Deutschland GmbH besitzen und demzufolge eine grundlegend andere Kostenstruktur vor allem in der HK-Trasse 

aufweisen, welche bei ihnen in der Regel vollkommen neu verlegte Leerrohre und dementsprechende Glasfasern 

umfassen. Es ist daher umso mehr geboten, dass die bestehenden Kupferleerrohrinfrastrukturen in der HK-Trasse 

separiert und ihre Entgelte und Kosten separat von Glasfaserinfrastrukturen betrachtet werden. Anderenfalls 
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werden Entgelte für Kupferbestandsinfrastrukturen auf neu verlegte Glasfaserleerrohrinfrastrukturen der 

Wettbewerber übertragen. Aus unserer Sicht erfolgt hier ein Bruch der Sicherstellung von chancengleichem 

Wettbewerb, da hierdurch Investitionen von Wettbewerbern entwertet und somit Investitionsanreize zerstört 

werden. Aus diesem Grund muss sichergestellt werden, dass diese gewählte Struktur der Beschlusskammer nicht 

bei alternativen Anbietern, welche nicht vergleichbar sind, Anwendung findet. 

 

Die Abstrahlwirkung ist weiterhin negativ, da Unternehmen, welche sich an vorherigen Förderausschreibungen 

beteiligt haben, eine andere Bepreisung der Vorleistungsentgelte vorgenommen haben und diese 

Entgeltentscheidung nicht eingepreist ist/war. Diese Unternehmen werden durch eine derartige Festsetzung der 

Entgelte mit dem Durchschlagen auf den Förderbereich benachteiligt. Diese negative Entwicklung auf zu geringe 

Entgelte für Leerrohrinfrastrukturen für Glasfaserleitungen wird sich wiederum negativ auf weitere 

Investitionsanreize auswirken, wenn Wettbewerber niedrige Leerrohrvorleistungsentgelte anbieten müssten, 

obwohl sie faktsich deutlich höhere Kosten haben.  

 

 

3. Festsetzung von Zinsen 

 

a. Festsetzung WACC in Bezug zu Investitionswertbestimmung 

 

Grundlegend ist positiv hervorzuheben, dass der WACC für VHC-Netze mit 7,54 % höher gewählt wurde als dies bei 

vorherigen Entscheidungen der Fall war. Den VHCN-Zuschlag begrüßen wird ausdrücklich, auch wenn aus unserer 

Sicht dieser Zuschlag gleichwohl zu gering ist.  Um ein Gegengewicht zu steigenden Tiefbaukosten und Inflation zu 

setzen sowie Investoren im deutschen Telekommunikationsmarkt zu halten und Investitionen zu fördern, ist die 

Festsetzung eines VHCN-Zuschlags von mindestens 5 % anzusetzen. Die Beschlusskammer geht selbst in den 

Berechnungen von einer Inflation von 2,7 % aus, wo Steigerung der Tiefbaukosten noch nicht eingerechnet sind. 

Zur Steigerung der Attraktivität und zum Treiben des eigenwirtschaftlichen Glasfaserausbaus und deren 

Investitionen sollte eine Erhöhung des WACC-Zinssatzes auf einen zweistelligen Prozentwert angedacht werden.  

 

Die Festsetzung eines höheren WACC-Zinssatzes für Glasfaserinvestitionen erscheint auch dahingehend 

sachgerecht, dass generell im Ausland höhere Zinssätze für Investitionen in neue Infrastrukturen angesetzt werden, 

wie dies aus dem KPMG-Gutachten zu entnehmen ist. Für das Vorantreiben des eigenwirtschaftlichen 

Glasfaserausbaus sind Investitionen privater Investoren unabdingbar. Nur mittels dieser zur Verfügung gestellten 

Mittel wird es möglich sein, die ambitionierten Glasfaserausbauziele bis 2030 realisieren zu können.  

 

Wir unterstützen die Sicherweise der Beschlusskammer, dass ein derartiger VHCN-Zuschlag lediglich für die 

Verlegung neuer Glasfaserleitungen und zugehöriger Leerrohrinfrastrukturen angesetzt werden darf, welche durch 

Tiefbauaufwand verlegt wurden. Für abgeschriebene Altinfrastrukturen ist ein entsprechender VHCN-Zuschlag 

nicht anzusetzen. Ein entsprechendes Risiko liegt bei den Leerrohrinfrastrukturen für die Kupfernetze nicht mehr 

vor, da die Tiefbaukosten durch Vorleistungs- und Endkundenentgelte bereits wieder erwirtschaftet wurden. Auf 

Basis eines immensen Stroms von zufließenden Endkundenentgelten ist von einer finanziellen Risikoposition der 

Telekom Deutschland GmbH nicht auszugehen. 

 

 

b. Festsetzung des kalkulatorischen Zinssatzes in Bezug zu Kosten und Erlösen 

 

Die Beschlusskammer nutzt im Rahmen von Abzinsungen für Kosten und Erlöse einen kalkulatorischen Zinssatz 

von 2,96 %. Folgt man dem derzeitigen durchschnittlichen Geschehen im Kapitalmarkt und einem Marktzinssatz 

von 2,43 % (https://de.statista.com/statistik/daten/studie/201419/umfrage/entwicklung-des-

kapitalmarktzinssatzes-in-deutschland/)  für das Jahr 2023 stellen die 2,96% eine Steigerung dar, welcher durch die 

Erhöhung der EU-Leitzinsen in 2022 und 2023 seine Berechtigung findet. Doch ist es zu hinterfragen, ob man in 

Bezug zum Glasfaserausbau von einer durchschnittlichen Investition sprechen kann. In Vergegenwärtigung, dass 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/201419/umfrage/entwicklung-des-kapitalmarktzinssatzes-in-deutschland/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/201419/umfrage/entwicklung-des-kapitalmarktzinssatzes-in-deutschland/
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derzeitig die 30-jährige Bundesstaatsanleihe 

(https://www.bundesbank.de/resource/blob/817020/a59250460f60259e782bc287bbaf9987/mL/2024-01-30-

neuemission-download.pdf) mit einer Verzinsung von 2,5 % ausgegeben wird, widersprechen wir dieser Ansicht 

der Beschlusskammer.   

 

Die Bundesstaatsanleihen gelten als risikolos und bedeuten keinen Aufwand für den Investoren. Wenn also ein 

Investor 2,5 % risikolos erhalten kann und hier bei den zur Konsultation stehenden Entgelten lediglich ein um 0,46 

% höherer Prozentsatz von 2,96 % gegenübergestellt wird, so ist die Differenz marginal und viel zu gering gewählt. 

Denn ein Glasfaserinvestor unterstützt einen risikobehafteten Glasfaserausbau bei ungesicherter Nachfrage und 

Tiefbaukosten. Diesen Umstand „honoriert“ die Beschlusskammer mit einem Aufschlag von 0,46 % in den 

Kalkulationen, was in keiner Relation zum gegenüberstehenden Risiko steht. Des Weiteren quantifiziert die 

Beschlusskammer auch einen Inflationierungseffekt von 2,7 % in den Berechnungen. Stellt man diesen Wert dem 

kalkulatorischen Zinssatz gegenüber, wird dieser Renditeeffekt nahezu vollständig vom Inflationseffekt verzehrt. 

Hier ist eine Differenzierung gegenüber dem durchschnittlichen Kapitalmarkt dringend angeraten und ein höherer 

diversifizierter Kalkulationszinssatz zu wählen.  

 

Die Beschlusskammer muss in ihrer Entscheidung berücksichtigen, in welcher Situation sich ein Investor befindet. 

Hierzu betrachtet der Investor neben der eigenen Renditevorstellung und der Verzinsung des Investitionswertes 

auch Marktzinssätze für Kosten/Produktionskosten sowie Erlöse. Dies ist keine entkoppelte Betrachtung. Aus 

diesem Grund ist nicht nachvollziehbar, warum der kalkulatorische Zinssatz derart von den Überlegungen zum 

WACC abweicht (auch wenn Sachkosten mit einem anderen/geringeren Risikofaktor auskommen) und derartig 

niedrig angesetzt ist. In Anbetracht von höheren EU-Leitzinsen (bei 4,5 %) müssen die Kosten und Erlöse ebenfalls 

mit einem höheren Zinssatz in den Kalkulationen bedacht werden.   

 

Wird an dieser Stelle angeführt, dass diese Quantifizierung des kalkulatorischen Zinssatzes auf Basis einer 

Mischkalkulation von Kosten von alten abgeschriebenen Leerrohren und neu verlegten Leerrohren für Glasfaser 

ermittelt wird, so ist eine Trennung von alter und neuer Infrastruktur  (wie in der Erläuterung bei der HK- und VzK-

Trasse dargelegt) vorzunehmen. Die Vermischung würde dazu führen, dass bereits abgeschriebene 

Kupferinfrastrukturen Entgelte für neu verlegte Leerrohrinfrastrukturen herunterdrücken und dadurch in der Kette 

auch alle weiteren Parameter heruntergesetzt würden. Für bereits abgeschriebene Kupferleerrohrinfrastrukturen, 

welche kaum Kosten aufwerfen, mag eine derartige Quantifizierung eines Zinssatzes akkurat sein. Für neu verlegte 

Infrastrukturen ist dies aber, wie geschildert, nicht der Fall, da ein zu niedrig gesetzter Zinssatz kaum einen 

Investitionsanreiz gegenüber einer risikolosen und nicht aufwändigen Staatsanleihe hätte. 

 

 

c. Bestimmung des internen Zinsfußes bei den Zuschlägen 

 

Bei den Zuschlägen führt die Beschlusskammer aus, dass der interne Zinssatz wie bisher auf 10 % festgesetzt wird. 

Der interne Zinsfuß stellt eine Renditeerwartung dar und ist ein legitimer Aufschlag bei Bestimmungen von 

Entgelten. Die Höhe von 10 % stellt eine gewöhnliche Höhe eines internen Zinssatzes im Markt dar, welcher aber 

je nach Bereich und Branche variiert. Eine starre Betrachtung eines internen Zinssatzes in einem dynamischen 

Kapitalmarkt wirkt in dieser Betrachtung aber antiquiert und sollte entsprechend der Risikosituation angepasst 

werden.  

 

Dies bedeutet, dass es für abgeschriebene Kupferinfrastrukturen zulässig ist, eine niedrige Rendite zu wählen, da 

keine risikobehaftete Situation mehr besteht. Wie dargestellt, wurden die Kosten mittels Vorleistungs- und 

Endkundenentgelten wieder gewonnen und Gewinn abgeschöpft. Die Renditevorstellung der Telekom 

Deutschland GmbH kann in dieser Hinsicht beschränkt werden. 

 

Demgegenüber ist die Verlegung für Leerrohrinfrastrukturen für Glasfasern durch eine nicht gesicherte Nachfrage 

nach Glasfaseranschlüssen derzeit höchst risikobehaftet. Nach der allgemeinen Investitionsregel muss einem 

https://www.bundesbank.de/resource/blob/817020/a59250460f60259e782bc287bbaf9987/mL/2024-01-30-neuemission-download.pdf
https://www.bundesbank.de/resource/blob/817020/a59250460f60259e782bc287bbaf9987/mL/2024-01-30-neuemission-download.pdf
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höheren Risiko ein höherer Zinssatz und damit eine höhere Rendite gegenüberstehen. Aufgrund dessen empfehlen 

wir eine Aufweichung der starren 10 % mit einer Verringerung für Kupferleerrohrinfrastrukturen und eine Erhöhung 

für Glasfaserleerrohrinfrastrukturen.  

 

4. Fazit 

 

Aus unserer Sicht weist der Beschluss-Entwurf sowohl in rechtlicher als auch in ökonomischer Hinsicht 

umfangreichen Korrekturbedarf auf. Darüber hinaus halten wir die drastische Absenkung der Entgelte für bauliche 

Anlagen/Leerrohrinfrastrukturen für ein falsches Signal an Investoren und ausbauende Unternehmen im deutschen 

Breitbandmarkt. Die Möglichkeit, durch Ausführungen der BK11 befeuert, dass regulierte/genehmigte Entgelte für 

Preisfestsetzungen in geförderten Ausbauprojekten für Wettbewerber herangezogen werden, seitens der BK3 

bisher überhaupt nicht beachtet wurden, obwohl im Rahmen der Änderung der Förderrichtlinie eine derartige 

Möglichkeit im Raum steht.  

 

Sollten beschlusskammerübergreifend diese Entgelte für einen alternativen Anbieter in irgendeiner Art zum 

Einsatz kommen, würde dies eine Entwertung von Investitionen darstellen. Das hier vorliegende Entgeltniveau ist 

maßgeblich durch bereits abgeschriebene Kupferleerrohrinfrastrukturen der Telekom Deutschland GmbH 

beeinflusst, welche andere Netzbetreiber nicht besitzen. Um ein etwaiges Abstrahlen zu verhindern und 

Glasfaserinvestitionen zu fördern, wäre ein abgeschichtetes Verfahren der Beschlusskammer 3 zu empfehlen 

gewesen, welche die jeweiligen Leerrohre in alte und neue Bestände trennt. Die Daten liegen der BK3 hierzu vor, 

anderenfalls wäre eine Unterscheidungsbetrachtung in den Abschreibungen nicht möglich gewesen. Wir 

empfehlen daher der Beschlusskammer 3 diese Daten zu nutzen und einen diversifizierteren Beschluss zu Entgelten 

vorzulegen.  

 

In Erfahrung des Umgangs mit der Transparenz zu Leerrohren und deren Kapazität seitens der Telekom 

Deutschland GmbH (und ihres Eigenbedarfs) bleibt ungewiss, ob und inwieweit die Leerrohrinfrastrukturen 

überhaupt nutzbar sind.  
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Andrea Weißenfels   Erik Massarczyk  
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